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Entwurf eines Gesetzes 


über die Erstreckung der bei den Annahmestellen Darm- 
stadt und Berlin eingereichten Patent-, Gebraudhsmuster- 
und Warenzeichenanmeldungen auf die Länder Baden, 
Rheinland -Pfalz, Württemberg -Hohenzollern und den 
bayerischen Kreis Lindau. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Die Wirkung der Patent-, Gebrauchsmuster- und Warenzeichen- 
anmeldungen, die bei einer der auf Grund des Gesetzes vom 5. Juli 
1948 (WiGBl. 1948 S. 65) errichteten Annahmestellen eingereicht 
worden sind, erstreckt sich auf die Lander Baden, Rheinland-Pfalz, 
Württemberg-Hohenzollern und den bayerischen Kreis Lindau. Die 
Anmeldungen haben den Zeitrang, der ihnen im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet zukommt. 


§ 2 


Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1949 in Kraft. 



Begründung 

L Vom Wirtschaftsrat sind auf dem Gebiete des gewerblichen 
Rechtsschutzes folgende Gesetze erlassen worden: 

1 . Gesetz über die Errichtung von Annahmestellen für Patent-, 
Gebrauchsmuster- und Warenzeichenanmeldungen vom 5. Juli 

1948 (WiGBl. 1948 S. 65), 

2. „Gesetz zur Änderung des Gesetzes betreffend den Schutz 
von Erfindungen, Mustern und Warenzeichen auf Ausstellun- 
gen vom 18. März 1904“ vom 3. Februar 1949 (WiGBL 1949 
S. 13), 

3. Erstes Gesetz zur Änderung und Überleitung von Vorschriften 
auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes vom 8. Juli 

1949 (WiGBl. 1949 S. 175), 

4. Zweites Gesetz zur Änderung und Überleitung von Vor- 
schriften auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes vom 
2. Juli 1949 (WiGBl. 1949 S. 179), 

5. Gesetz über die Errichtung eines Patentamtes im Vereinigten 
Wirtschaftsgebiet vom 12. August 1949 (WiGBl. 1949 S. 251). 

Der gewerbliche Rechtsschutz ist nach Artikel 74 des Grund- 
gesetzes Gegenstand der ausschließlichen Gesetzgebung des 
Bundes. 

Die genannten Gesetze sind deshalb innerhalb ihres Geltungs- 
bereichs, das heißt innerhalb des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, 
Bundesrecht geworden (Artikel 124). Die Herstellung der Rechts- 
einheit auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes erfordert 
es, die Wirkung der genannten Gesetze auf die Länder Baden, 
Rheinland-Pfalz, Württembcrg-Hohenzollern und den bayeri- 
schen Kreis Lindau zu erstrechen. 

Dies geschieht für die zu Ziffer 3 bis 5 genannten Gesetze nach 
dem Verfahren des Artikels 127 des Grundgesetzes. Danach 
wird mit Zustimmung der Regierungen der beteiligten Länder 
die Bundesregierung die genannten Gesetze in den Ländern 
Baden, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern und dem 
bayerischen Kreis Lindau in Kraft setzen. Insoweit bedarf es 
keines neuen vom Bundestag zu beschließenden Bundesgesetzes. 

11. Für die Erstreckung des Annahmestellengesetzes (Ziffer 1) und 
des Ausstellungsschutzgesetzes (Ziffer 2) ergibt sich eine be- 
sondere Sachlage. Es dürfte kein Zweifel darüber bestehen, daß 
die Priorität von Schutzrechten, die von dem Bundespatentamt 
erteilt werden, einheitlich für das ganze Bundesgebiet gelten 
muß, wenn nicht Schutzrechte verschiedener Art geschaffen wer- 
den sollen. Die Erstreckung der bei den Annahmestellen Darm- 
stadt ,und Berlin bewirkten Anmeldungen auf die Länder des 
französischen Besatzungsgebietes ist deshalb mit dem Zeitrang 
vorzunehmen, welcher den Anmeldungen im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet auf Grund des Annahmestellengesetzes und des 
Ausstellungsschutzgesetzes zukommt. 

III. In den §§ 2, 8 und 10 des Ersten Überleitungsgesetzes ist be- 
stimmt, daß die bei den Annahmestellen Darmstadt und Berlin 
eingereichten Anmeldungen mit dem aus dem Annahmestellen- 
gesetz sich ergebenden Zeitrang von dem Patentamt weiter- 
behandelt werden. Da nach der Erstreckung des Ersten Über- 
leitungsgeset 2 xs auf die Länder des französischen Besatzungs- 



gebietes die von dem Patentamt erteilten Schutzrechte im 
gesamten Bundesgebiet Wirkung haben, ergibt sich daraus, daß 
damit auch die den Schutzrechten auf Grund der Anmeldungen 
bei den Annahmestellen zukommende Priorität mittelbar auf 
das französische Besatzungsgebiet erstreckt v/ird. Bei der Be- 
deutung, die dieser Frage angesichts der großen Zahl der ein- 
gereichten Anmeldungen für die Industrie zukommt, erscheint 
es jedoch zur Vermeidung von Zweifelsfällen notwendig, diese 
Erstreckung durch eine ausdrückliche gesetzliche Regelung ein- 
wandfrei klarzustellen. 

IV. Die Erstreckung über Artikel 127 des Grundgesetzes erscheint 
jedoch für das Annahmestellengesetz und das Ausstellungsschutz- 
gesetz nicht durchführbar. Die Erstreckung von Gesetzen nach 
Artikel 127 des Grundgesetzes wird grundsätzlich nur mit der 
Maßgabe möglich sein, daß die erstreckten Gesetze am Tage 
nach der Bekanntmachung des Erstreckungsbeschlusses im 
Bundesgesetzblatt in den Ländern des französischen Besatzungs- 
gebiets in Kraft treten. Allenfalls wird es für zulässig erachtet 
werden müssen — wie im Falle der beiden Überleitungsgesetze — , 
das Datum des Inkrafttretens im französischen Besatzungsgebiet 
auf den 1. Oktober 1949 zurückzubeziehen. Damit kommt man 
jedoch bei den zu Ziffer 1 und 2 genannten Gesetzen nicht aus. 
Die Wirkung dieser Gesetze besteht im wesentlichen darin, daß 
sie den bei den Annahmestellen eingegangenen Anmeldungen 
einen bestimmten Zeitrang gewähren. Dieser Zeitrang beginnt 
nach dem Annahmestellengesetz mit dem 1. Oktober 1948, nach 
dem Ausstellungsschutzgesetz sogar noch früher. Eine Er- 
streckung dieser Gesetze nach Artikel 127 des Grundgesetzes 
müßte also mit der Maßgabe vorgenommen werden, daß die 
Gesetze im französischen Besatzungsgebiet rückwirkend mit dem 
1. Oktober 1948 oder noch früher in Kraft gesetzt werden. Das 
erscheint nicht durchführbar. 

V. Somit bleibt nur die Erstred^ung dieser Gesetze durch ein be- 
sonderes Bundesgesetz übrig. 

Von der Erstreckung des Annahmestellen ge setzes als 
Ganzes nimmt der Entwurf Abstand, weil die Bestimmungen 
dieses Gesetzes (einschließlidi der Durchführungsverordnung) 
überwiegend verfahrensrechtlicher Art sind und vom 1. Oktober 
1949 ab zum größten Teil gegenstandslos werden. Diese Bestim- 
mungen werden von der Eröffnung des Patentamtes ab durch 
die für das Verfahren vor dem Patentamt geltenden Vorschriften 
ersetzt und bedürfen deshalb keiner Erstreckung. 

Dies gilt auch im FFinblick auf die durch § 3 Absatz 2 des 
Annahmestellengesetzes vorgenommene Verlängerung der Neu- 
heitsschonfrist. Das Erste Übcrleitungsgesetz enthält in § 4 eine 
Bestimmung, die in ihrer Wirkung zum Teil weitergeht als § 3 
Absatz 2 des Annahmestellengesetzes und alle unter diese Be- 
stimmung fallenden Anmeldungen mit umfaßt. Während § 3 
Absatz 2 des Annahmestellengesetzes nur die Neuheitsschädlich- 
keit der auf den Anmelder oder seinen Rechtsvor- 
gänger zurück gehen den Benutzungshandlungcn oder Ver- 
öffentlichungen beseitigt, entfällt nach § 4 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes die Neuheitsschädlichkeit sämtlicher nach der 
ersten Niederlegung der Erfindung vorgenommenen Benutzun- 
gen und Veröffentlichungen. 

Andererseits ist die Bestimmung des § 4 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes enger, soweit § 3 Absatz 2 des Annahmestellengesetzes 
eine Verlängerung der Frist in § 7 Absatz 1 Satz 4 des Patent- 
gesetzes und damit eine Beschränkung für die Entstehung von 
Vorbenutzungsrechten enthält, da § 4 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes dies nicht vorsieht und sich aus dieser Vorschrift auch 
nicht im Wege der Auslegung eine entsprechende Regelung ergibt. 



Die Fassung des Entwurfs „Wirkung der Patentanmeldungen ** 
ist daher so gewählt, daß die für das Vereinigte Wirtschafts- 
gebiet vorgesAriebene Beschränkung für die Entstehung von 
Vorbenutzungsrechten auch auf etwa im französischen Be- 
satzungsgebiet entstandene Vorbenutzungsreditc ausgedehnt 
wird. 

VI. Die Erstreckung der bei den Annahmestellen eingereiditen An- 
meldungen auf die Länder des französisdhen Besatzungsgebiets, 
in denen seit dem Zusammenbruch kein Patentsdiutz erworben 
werden konnte, hat, falls es zur Erteilung von Schutzrediten 
kommt, zur Folge, daß Benutzungshandlungen, die in der Zeit 
bis zur Erstreckung in dem patentfreien Raum des französischen 
Besatzungsgebiets vorgenommen worden sind, auf Grund der 
Erstreckung unterlassen werden müssen. Dies legt den Gedanken 
nahe, für die dadurdi betroffenen Fälle Weiterbenutzungs- 
rechte vorzuschen. 

Der Entwurf sieht jcdodi von dahingehenden Bestimmungen ab. 

a) Der nach der Erstreckung gemäß Artikel 127 des Grund- 
gesetzes im gesamten Bundesgebiet einheitlidi geltende § 4 
des Ersten Uberleitungsgesetzes gibt jedem Anmelder des 
französischen Besatzungsgebiets das Recht, gegenüber anderen 
Anmeldungen den Zeitpunkt der ersten Niederlegung in 
Ansprudi zu nehmen. Daraus, daß ein Teil der Erfinder des 
französisdien Bcsatzungsgcbicts ansdieinend von der Mög- 
Hdikcit einer Anmeldung bei einer Annahmestelle keinen 
Gebrauch gemacht hat, erwädist ihnen also kein Rcdits- 
vcrlust. Allerdings müssen sic zur Wahrung ihrer Rechte 
nach § 4 des Ersten Oberleitungsgesetzes ihre Anmeldungen 
innerhalb eines Monats nach Eröffnung des Patentamts vor- 
nehmen. Das Patentamt wird nadi der Bekanntmachung des 
Vorsitzers des Verwaltungsrats vom 25. August 1949 

' (WiGBl. S. 251) am 1. Oktober eröffnet werden. Da das 

Erste Überleitungsgcsetz bereits am 23. Juli 1949 verkündet 
worden ist, standen also den Anmeldern des französischen 
Besatzungsgebiets über drei Monate zur Fertigstellung und 
Einrcidiung ihrer Anmeldungen zur Verfügung. Diese Zeit 
wird auch von den am gewerblichen Rechtsschutz interessier- 
ten Kreisen des französisdien Besatzungsgebiets als aus- 
reidiend betrachtet. 

b) Die Zubilligung eines Weiter Benutzungsrechts würde außer 
dem die unerwünschte Folge haben, in den Fällen, in denen 
Reditc von Einwohnern des französischen Besatzungsgebiets 
erstreckt werden, die Erstreckung der Schutzrechte im Ver- 
hältnis der Einwohner dieses Besatzungsgebiets untereinander 
einzuschränken. 

c) Die Anerkennung von Weiterbenutzungsrechten im fran- 
zösischen Besatzungsgebiet würde einen bedenklichen Prä- 
zedenzfall schaffen. Gleichartige Regelungen würden unab- 
weisbar sein, wenn sich das Bundesgebiet über seinen jetzigen 
Umfang hinaus weiter ausdehnt (Artikel 23 des Grund- 
gesetzes). Dann könnte eine starke Bceinträditigung der von 
dem Patentamt erteilten oder bei ihm eingetragenen Schutz- 
rechte cintreten, wenn die angemcldcten Rechte vom Patent- 
amt bekanntgcmadit und auf Grund dieser Kenntnis in dem 
neu hinzukommenden, zunächst patentschutzfreien Gebiet in 
Benutzung genommen werden und diese Benutzungen dann 
die Grundlage von Weiterbenutzungsrechten bilden. 

d) Die Erstreckung ohne Vorbehalt entspricht den Grundsätzen, 
die auch bei der Schaffung des Ausstellungsschutzgesetzes 
vom 3. Februar 1949 maßgeblich gewesen sind. Die zu lösen- 
den Fragen lagen ähnlich. Auch dort sind zur Schaffung 
einheitliAcr Schutzrcdite im Vereinigten Wirtschaftsgebiet 



die zunächst nur für einzelne Länder begründeten Aus- 
stellungsprioritäten auf das gesamte Vereinigte Wirtschafts- 
gebiet ausgedehnt worden (§ 2). In den Ländern, auf die sich 
der Schutz erstmalig erstreite, sind keine Weiterbenutzungs- 
rechte anerkannt worden, 

VIL Das Gesetz sicht auch keine Sonderbestimmung für Anmelder 
vor, die ihre Erfindungen oder Warenzeichen auf einer nach 
dem Gesetz vom 18. März 1904 (RGBl. S. 141) bekanntgemach- 
ten Ausstellung im französischen Besatzungsgebiet aus- 
gestellt haben. Diese Aussteller waren nicht in der Lage, die nach 
dem Gesetz innerhalb von sechs Monaten nach Eröffnung der 
Ausstellung zu bewirkende Anmeldung bei einer Annahmestelle 
ihres Gebietes vorzunehmen, Reditsnachteile können für diese 
Aussteller jedoch nicht erwachsen, da für die im französischen 
Besatzungsgebiet abgehaltenen Ausstellungen, die nach Ziffer 2 
des Gesetzes vom 18. März 1904 von den Justizministerien des 
französischen Besatzungsgebiets bekanntgemacht worden sind, 
gleidiartige Bekanntmadiungen im Vereinigten Wirtschaftsgebiet 
durdi den Leiter des Rechtsamts ergangen sind. Die Aussteller 
waren also in der Lage, bei einer der Annahmestellen auf Grund 
des Gesetzes vom 5. Juli 1948 (WiGBl. S. 65) rechtzeitig eine 
Anmeldung vorzunehmen und sidi dadurch die Ausstellungs- 
priorität zu sichern. Dadurch, daß die Anmeldung mit dem durch 
die Schaustellung begründeten Zeitrang nunmehr auf das ge- 
samte Bundesgebiet ausgedehnt wird (§ 1 des Entwurfs), werden 
Rechtsnachteile vermieden. 



